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Besondere textliche Festsetzungen und Hinweise  
 
Änderungen und Ergänzungen gegenüber der Planfassung zur 3. Offenlegung 
 
A Auf Anregung der Unteren Landschaftsbehörde (ULB) wird folgende Änderung der zur textlichen 

Festsetzung lfd. Nr. 11.2 gehörenden Pflanzliste vorgenommen: 
 
 „Rubus fruticosus, Brombeere“ wird ersatzlos gestrichen 
 
 
B Auf Anregung der Unteren Wasserbehörde (UWB) werden folgende Änderung und Ergänzungen zu 

den textlichen Hinweisen getroffen: 
 
B1 Der textliche Hinweis lfd. Nr. 14.0 zur Niederschlagswasserbehandlung erhält eine aktualisierte 

Fassung.  
 

Hinweis: Das anfallende Niederschlagswasser ist gemäß den Vorgaben des zuständigen Versor-
gungsträgers (WSW AG) in den öffentlichen Regenwasserkanal einzuleiten. Innerhalb der gemäß 
§9(5)3 BauGB gekennzeichneten mit umweltgefährdenden Stoffen erheblich verunreinigten Flächen 
ist eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers nicht zulässig. Falls die Versickerung 
des Niederschlagswassers auf den nicht gekennzeichneten Flächen angestrebt wird, muss vor der 
Erteilung der Baugenehmigung die wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlagswas-
ser in das Grundwasser vorliegen. Die Sickerfähigkeit des Untergrundes ist mittels eines hydrologi-
schen Gutachtens nachzuweisen und aufgrund der Nähe zum Deponiekörper ist eine Untersuchung 
gemäß BBodSchV erforderlich. 

 
B2 Es wird ein zusätzlicher textlicher Hinweis im Zusammenhang mit der Trasse des Schwelmestollens 

aufgenommen: 
 

Hinweis: Zugangs- bzw. Entlüftungsschächte, die im Zusammenhang mit dem Schwelmestollen 
stehen, sind von jeglicher Bepflanzung freizuhalten. 

 
B3 Es wird ein zusätzlicher textlicher Hinweis im Zusammenhang mit den im Plangebiet vorhandenen 

Pegelbrunnen/Grundwassermessstellen aufgenommen: 
 

Hinweis: Die Pegelbrunnen/Grundwassermessstellen sollen erhalten bleiben. Die Zugänglichkeit der 
Brunnen ist jederzeit zu gewährleisten. Änderungen, z.B. durch Überbauungen der Brunnen sind 
vorab mit der Unteren Bodenschutzbehörde (UBB), abzustimmen. Es gelten die Bestimmungen des 
im Dezember 2002 abgeschlossenen öffentlich-rechtlichen Vertrages zum Bebauungsplangebiet Nr. 
989 zwischen der Stadt Wuppertal und der GWG Stadt- und Projektentwicklungsgesellschaft GmbH / 
Rechtsnachfolger. 

 
 
C Auf Anregung des Staatlichen Kampfmittelräumdienstes wird folgender textlicher Hinweis aufgenom-

men: 
 

Hinweis: Der Staatliche Kampfmittelräumdienst hat bei der Überprüfung des Plangebietes keine Er-
kenntnisse erlangt, welche auf eine Gefährdung des Plangebietes durch Kampfmittel aus dem Zwei-
ten Weltkrieg hinweisen. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass Kampfmittel im Boden 
vorhanden sind. Es wird empfohlen, vor Durchführung evtl. erforderlicher größerer Bohrungen (z.B. 
Pfahlgründung) Probebohrungen (70 – 120 mm Durchmesser im Schneckenbohrverfahren) zu erstel-
len, die ggf. mit Kunststoff- oder Nichtmetallrohren zu versehen sind. Danach Überprüfung dieser Pro-
bebohrungen mit ferromagnetischen Sonden. Sämtliche Bohrarbeiten sind mit Vorsicht durchzuführen. 
Sie sind sofort einzustellen, sobald im gewachsenen Boden auf Widerstand gestoßen wird. In diesem 
Falle ist umgehend der Kampfmittelräumdienst zu benachrichtigen. Sollten die v. g. Arbeiten durch-
geführt werden, ist dem Kampfmittelräumdienst ein Bohrplan zur Verfügung zu stellen. 
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